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Unklare Zuständigkeiten bei der Bahn hemmen städtebauliche Entwicklung

Bahn soll Recycling freier Bahnflächen erleichtern

Stuttgart.  Flächen, die für den Bahnbetrieb nicht mehr gebraucht werden, sollen schneller für städtebauliche Projekte frei gegeben werden. Die Deutsche Bahn AG soll ihre Organisation straffen, so dass Städte und Gemeinden leichter einen verantwortlichen Verhandlungspartner finden. „Der Bahn-Konzern gleicht einem bürokratischen Dschungel,“ sagte der Hauptgeschäftsführer des Gemeindetags, Professor Dr. Christian O. Steger.

Preise nach realem Marktwert

„Die Preisvorstellungen der Bahn müssen realistischer werden,“ mahnte Steger. „Nicht selten haben die Gemeinden beim Eisenbahnbau enorme Vorleistungen erbracht. Jetzt sollen sie die damals zur Verfügung gestellten Grundstücke teuer zurück kaufen. Die Bahn sollte sich an ihre Geschichte erinnern und auf den Boden der Tatsachen zurück kommen,“ empfahl Steger. Zumindest müssten die Preise dem realen Marktwert angepasst werden. Die Verhandlungen dürften nicht durch realitätsfremde Forderungen verzögert werden.

Stadtentwicklung oft jahrelang verzögert

„Nicht mehr benötigte Bahnflächen sind oft unverzichtbar für die Innenentwicklung der Städte und Gemeinden. Im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Flächen dürfen solche Grundstücke für eine neue Nutzung nicht blockiert werden,“ verlangte Steger. Dem Gemeindetag seien bedenkliche Beispiele jahrelanger Entwicklungsverzögerungen bekannt:

· Eine Stadt versuche seit sieben Jahren, den Bahnhofsvorplatz zu erwerben. Es sei eine jeweils nur ein halbes Jahr gültige ‚Entbehrlichkeitsprüfung’ erforderlich, die immer wieder erneuert werden müsse, so lange die Verhandlungen nicht abgeschlossen sind.

· Eine Gemeinde wolle auf Bahngelände einen Parkplatz bauen. Mit der Ausschreibung der Bauarbeiten wurde mit Zustimmung der DB Netz begonnen. Die DB Telematik widerspreche dem wegen vorhandener Leitungen.

· Eine am Ankauf von Bahnflächen interessierte Stadt verhandelt seit langem erfolglos, weil man aufgrund ständig wechselnder und unklarer Zuständigkeiten bei der Deutschen Bahn AG und der zur Zeit gegründeten aurelis Real Estate GmbH & Co. KG in der Sache nicht mehr voran kommt.

Eine von der Bahn bei der DB services Immobilien in Karlsruhe eingerichtete zentrale Anlaufstelle sei bisher bei den Kommunen noch wenig in Erscheinung getreten. Sie müsse sich künftig aktiver um Grundstücksgeschäfte mit Städten und Gemeinden kümmern, so der Gemeindetag.

Der Gemeindetag hat das Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg gebeten, die kommunalen Anliegen zu unterstützen.
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